Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1171 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der 
Strafprozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 

(StPÄG) 

— Drucksachen IV/ 178, IV/ 1020 — 
mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) — Drucksache IV/ 1020 — 

bis auf die folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(Artikel 1 ) 


1 


§ 116 

(1) Der Richter setzt den Vollzug eines Haft- 
befehls, der lediglich wegen Fluchtgefahr ge- 
rechtfertigt ist, aus, wenn weniger einschnei- 
dende Maßnahmen die Erwartung hinreichend 
begründen, daß der Zweck der Untersuchungs- 
haft auch durch sie erreicht werden kann. In Be- 
tracht kommen insbesondere 

1. die Anweisung, sich zu bestimmten 
Zeiten bei dem Richter, der Strafver- 
folgungsbehörde oder einer von ihnen 
bestimmten Dienststelle zu melden, 

2. die Anweisung, den Wohn- oder Auf- 
enthaltsort oder einen bestimmten Be- 
reich nicht ohne Erlaubnis des Richters 
oder der Strafverfolgungsbehörde zu 
verlassen, 


(Artikel 1 ) 

1 

§ 116 

(1) unverändert 
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3. die Anweisung, die Wohnung nur unter 
Aufsicht einer bestimmten Person zu 
verlassen, 


4. die Leistung einer angemessenen Sicher- 
heit durch den Beschuldigten oder 
einen anderen. 

(2) Der Richter kann auch den Vollzug eines 
Haftbefehls, der wegen Verdunkelungsgefahr ge- 
rechtfertigt ist, aussetzen, wenn weniger ein- 
schneidende Maßnahmen die Erwartung hinrei- 
chend begründen, daß sie die Verdunkelungs- 
gefahr erheblich vermindern werden. In Betracht 
kommt insbesondere die Anweisung, mit Mit- 
beschuldigten, Zeugen oder Sachverständigen 
keine Verbindung aufzunehmen. 


(3) Der Richter hebt die nach Absatz 1 oder 2 
getroffenen Maßnahmen auf und ordnet den 
Vollzug des Haftbefehls an, wenn 

1. der Beschuldigte den ihm auferlegten 
Pflichten oder Beschränkungen gröblich 
zuwiderhandelt, 

2. der Beschuldigte Anstalten zur Flucht 
trifft, auf ordnungsmäßige Ladung ohne 
genügende Entschuldigung ausbleibt 
oder sich auf andere Weise zeigt, daß 
das in ihn gesetzte Vertrauen nicht ge- 
rechtfertigt war, oder 

3. neu hervorgetretenö'Umstände die Ver- 
haftung erforderlich machen. 


(Artikel 3 ) 

5. § 148 erhält folgende Fassung: 

„§ 148 

(1) Dem Beschuldigten ist, auch wenn er sich 
nicht auf freiem Fuß befindet, schriftlicher und 
mündlicher Verkehr mit dem Verteidiger ge- 
stattet. 

(2) Befindet sich der Beschuldigte in Unter- 
suchungshaft, die wegen Verdunkelungsgefahr 
gerechtfertigt ist, und ist noch nicht der Ab- 
schluß der Ermittlungen in den Akten vermerkt, 
so kann der Richter anordnen, daß 

1. schriftliche Mitteilungen, deren Ein- 
sicht ihm nicht gestattet wird, zurück- 
gewiesen werden und 


(2) unverändert 


(2 a) Der Richter kann auch den Vollzug eines 
Haftbefehls, der nach § 112 Abs. 3 oder 4 er- 
lassen worden ist, unter der Bedingung ausset- 
zen, daß der Beschuldigte bestimmte Weisungen 
befolgt. 

(3) Der Richter hebt die nach Absatz 1, 2 oder 
2 a getroffenen Maßnahmen auf und ordnet den 
Vollzug des Haftbefehls an, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(Artikel 3 ) 
5. § 148 erhält folgende Fassung: 

„§ 148 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


2. Unterredungen mit dem Verteidiger in 
seiner Gegenwart oder in Gegenwart 
eines beauftragten oder ersuchten Rich- 
ters stattfinden. 


2 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Der Richter darf die Anordnungen nur treffen, 
wenn bestimmte Tatsachen vorliegen , welche die 
Annahme begründen, daß ohne die Anordnung 
der Untersuchungszweck gefährdet ist. Der Be- 
schluß ist zu begründen. §114 Abs. 2 Nr. 3 gilt 
entsprechend. Die Beschränkung darf nur einmal 
und höchstens für die Dauer eines Monats ange- 
ordnet werden." 


(Artikel 5 ) 

1. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Ein Richter, der das Hauptverfahren er- 
öffnet oder an einer solchen Entscheidung mit- 
gewirkt hat, ist von der Mitwirkung im Haupt- 
verfahren kraft Gesetzes ausgeschlossen. 


(2) Der Untersuchungsrichter darf in Sachen, in 
denen er die Voruntersuchung geführt hat, nicht 
Mitglied des eikennenden Gerichts sein, auch 
nicht bei der Entscheidung über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens oder bei einer außerhalb 
der Hauptverhandlung ergehenden Entscheidung 
der Strafkammer mitwirken. 

(3) Ein Richter, der bei einer durch ein Rechts- 
mittel angefochtenen Entscheidung mitgewirkt 
hat, ist von der Mitwirkung bei der Entscheidung 
in einem höheren Rechtszug kraft Gesetzes aus- 
geschlossen. 

(4) Ein Richter, der bei einer durch einen 
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
angefochtenen Entscheidung mitgewirkt hat, ist 
von der Mitwirkung bei Entscheidungen in Wie- 
deraufnahmeverfahren kraft Gesetzes ausge- 
schlossen, Ist die angefochtene Entscheidung in 
einem höheren Rechtszug ergangen, so ist auch 
der Richter ausgeschlossen, der an der ihr zu- 
grunde liegenden Entscheidung in einem unteren 
Rechtszug mitgewirkt hat. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(Artikel 5) 

1. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Ein Richter, der gegen Einwendungen des 
Angeschuldigten nach § 201 Abs. 1 Satz 1 oder 
abweichend von dem Antrag der Staatsanwalt- 
schaft das Hauptverfahren eröffnet oder an einer 
solchen Entscheidung mitgewirkt hat, ist von 
der Mitwirkung im Hauptverfahren kraft Ge- 
setzes ausgeschlossen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(Artikel 7 ) 

5a. Nach § 202 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 202 a 

(1) Das Gericht kann auf Antrag des Ange- 
schuldigten oder der Staatsanwaltschaft oder 
vom Amts wegen eine mündliche, nichtöffent- 
liche Verhandlung anordnen. In der Verhand- 
lung können einzelne Beweise erhoben werden. 

(2) Von dem Termin zur Verhandlung wer- 
den die Staatsanwaltschaft, der Angeschuldigte 


(Artikel 7 ) 

5a. Nach § 202 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„§ 202a 

unverändert 


3 
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/ 

und sein Verteidiger benachrichtigt. Das Recht 
zur Teilnahme hat auch der gesetzliche Vertre- 
ter des Angeschuldigten. Bleibt der Angeschul- 
digte ohne genügende Entschuldigung aus, so 
kann das Gericht seine Vorführung anordnen, 
wenn er unter Hinweis auf diese Möglichkeit 
durch Zustellung geladen worden ist. 


(Artikel 9 ) 


(Artikel 10 ) 


02. § 153 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Ist die Klage bereits erhoben, so kann 
das Gericht mit Zustimmung der Staatsanwalt- 
schaft nach Anhörung des Angeschuldigten das 
Verfahren in jeder Lage einstellen; der Beschluß 
kann nicht angefochten werden." 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§ 202 b 

Hat die Staatsanwaltschaft bei der Bezeich- 
nung des Gerichts, vor dem die Hauptverhand- 
lung stattfinden soll, die Vorschriften der § 24 
Abs. 1 Nr. 3, § 25 Nr. 2 Buchstabe c, § 26 Abs. 1 
Satz 1, § 74 Abs. 1 Satz 2 oder § 74 b Satz 1 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes angewandt, so kann 
auf Antrag oder von Amts wegen auch vor 
einem anderen zuständigen Gericht als dem in 
der Anklageschrift bezeichneten das Hauptver- 
fahren eröffnet werden. Hat das andere Gericht 
die höhere Zuständigkeit, so werden die Akten 
diesem Gericht zur Entscheidung vorgelegt." 

(Artikel 9) 

4. § 354 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In anderen Fällen ist die Sache an ein zu 
demselben Land gehörendes anderes Gericht 
gleicher Ordnung oder wenn dies nicht möglich 
ist, an eine andere Kammer des Gerichts, des- 
sen Urteil aufgehoben wird, zu verweisen." 

(Artikel 10) 

01a. In § 53 wird in Absatz 1 Nr. 3 hinter „(ver- 
eidigte Bücherrevisoren)" das Wort „und" 
durch einen Beistrich ersetzt und hinter dem 
Wort „Steuerberater" eingefügt „und Steuer- 
bevollmächtigte". 

02. § 153 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die 
Folgen der Tat unbedeutend sind" gestri- 
chen. 

b) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Ist bei einem Vergehen die Schuld des 
Täters gering, so kann die Staatsanwalt- 
schaft mit Zustimmung des zur Entscheidung 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu- 
ständigen Gerichts das Verfahren einstellen. 

(3) unverändert 


4 
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Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(Artikel 11) 

2a. Der bisherige Wortlaut des § 69 wird Absatz 1. 

Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Der Vorsitzende bestimmt vor Beginn des 
Geschäftsjahres für dessen Dauer, nach welchen 
Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren 
mitwirken; diese Anordnung kann nur geän- 
dert werden, wenn dies wegen Überlastung, 
ungenügender Auslastung, Wechsels oder dau- 
ernder Verhinderung einzelner Mitglieder der 
Kammer nötig wird." 


Bonn, den 29. März 1963 



